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EMPFEHLUNG (EU) 2024/616 DER KOMMISSION
vom 18. Dezember 2023

zum Entwurf des aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimaplans der Niederlande fiir
den Zeitraum 2021-2030 und zur Vereinbarkeit der Maflnahmen der Niederlande mit dem
Unionsziel der Klimaneutralitit und mit der Sicherstellung von Fortschritten bei der Anpassung

(Nur der niederlindische Text ist verbindlich)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 292,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/1999 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 tiber
das Governance-System fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22[EG, 98/70/EG,
2009/31/EG, 2009/73[EG, 2010/31/EU, 2012/27EU und 2013/30/EU des Europiischen Parlaments und des Rates, der
Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Aufthebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 14 Absatz 6,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung
des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und
(EU) 2018/1999 (3, insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

Empfehlungen zum Entwurf des aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimaplans (NEKP) der Niederlande fiir den
Zeitraum 2021-2030

(1)  Die Niederlande haben den Entwurf ihres aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimaplans am 29. Juni
2023 vorgelegt.

(2)  In Artikel 3 und Anhang I der Verordnung (EU) 2018/1999 (im Folgenden ,Governance-Verordnung®) ist festgelegt,
welche Elemente in die aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimapline aufzunehmen sind. Im
Dezember 2022 nahm die Kommission Leitlinien (°) an, die den Mitgliedstaaten eine Orientierungshilfe fiir den
Prozess und den Umfang der Ausarbeitung der Entwiirfe und der endgiiltigen aktualisierten nationalen Energie- und
Klimapline bieten sollten. In den Leitlinien wurden bewihrte Verfahren aufgezeigt und die Auswirkungen der
jungsten politischen, rechtlichen und geopolitischen Entwicklungen in der Energie- und Klimapolitik dargelegt.

(3)  Im Zusammenhang mit dem REPowerEU-Plan (*) und im Rahmen der Europdischen Semester 2022 und 2023 hat
die Kommission besonderes Augenmerk auf den energie- und klimabezogenen Reform- und Investitionsbedarf der
Mitgliedstaaten gelegt, um die Energieversorgungssicherheit und die Erschwinglichkeit von Energie durch
Beschleunigung des griinen und fairen Wandels zu verbessern. Dies spiegelt sich in den Linderberichten 2022
und 2023 fur die Niederlande () und in den Empfehlungen des Rates an die Niederlande (°) wider. Die
Mitgliedstaaten sollten in ihren endgiiltigen aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimapldnen die
jungsten landerspezifischen Empfehlungen berticksichtigen.

ABI. L 328 vom 21.12.2018, S. 1.

() ABLL243vom9.7.2021, S. 1.

() Bekanntmachung der Kommission iiber die Leitlinien fiirr die Mitgliedstaaten zur Aktualisierung der nationalen Energie- und
Klimaplane 2021-2030 (ABL. C 495 vom 29.12.2022, S. 24).

COM(2022) 230 final.

SWD(2022) 621 final, SWD(2023) 619 final.

() Empfehlung COM(2022) 621 fiir eine Empfehlung des Rates, Empfehlung COM(2023) 619 final fiir eine Empfehlung des Rates,
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Die Empfehlungen der Kommission in Bezug auf die Verwirklichung der nationalen Ziele im Rahmen der Lastentei-
lungsverordnung () griinden sich auf die Wahrscheinlichkeit der Einhaltung der Ziele fiir 2030 durch die
Mitgliedstaaten, wobei den Vorschriften fir die Inanspruchnahme der Flexibilititsmoglichkeiten im Rahmen der
Lastenteilungsverordnung Rechnung getragen wird.

Die Empfehlungen der Kommission zur CO,-Abscheidung, -Nutzung und -Speicherung (CCUS) zielen darauf ab,
einen Uberblick iiber die geplante Nutzung dieser Technologien auf nationaler Ebene zu erhalten, einschlieSlich
Informationen iiber die jahrlichen CO,-Mengen, die bis 2030 abgeschieden werden sollen, aufgeschliisselt nach den
Quellen des abgeschiedenen CO,, das entweder aus unter die Richtlinie 2003/87/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates () fallenden Anlagen stammt oder aus anderen Quellen wie biogenen Quellen oder der direkten CO,-
Abscheidung aus der Luft, Informationen iiber die geplante CO,-Transportinfrastruktur und Informationen iber die
potenziellen inldndischen CO,-Speicherkapazititen und CO,-Einspeichermengen, die 2030 zur Verfiigung stehen
sollen.

In dhnlicher Weise beziehen sich die Empfehlungen der Kommission in Bezug auf die Leistung im Rahmen der
Verordnung (EU) 2018/841 des Europiischen Parlaments und des Rates (°) iiber Landnutzung, Landnutzungsin-
derungen und Forstwirtschaft (im Folgenden ,LULUCF-Verordnung®) auf die Umsetzung der ,No-Debit“-Regel fiir
den Zeitraum 2021-2025 (Zeitraum 1) durch den Mitgliedstaat und dessen nationales Ziel fiir den
Zeitraum 2026-2030 (Zeitraum 2), wobei den in der Verordnung festgelegten Regeln fiir die Inanspruchnahme von
Flexibilitdtsregelungen Rechnung getragen wird. In den Empfehlungen der Kommission wird auch beriicksichtigt,
dass im Zeitraum 1 jede Emissionsiiberschreitung im Rahmen der LULUCF-Verordnung automatisch auf die
Lastenteilungsverordnung tibertragen wird.

Um die Verwirklichung der Energie- und Klimaschutzziele durch Mafnahmen zur Anpassung an den Klimawandel
angemessen zu unterstiitzen, ist es unabdingbar, die potenziellen Gefahren des Klimawandels zu ermitteln sowie
Klimaanfilligkeiten und -risiken zu analysieren, die Auswirkungen auf die betreffenden Gebiete,
Bevolkerungsgruppen und Sektoren haben konnen. In den Empfehlungen der Kommission zur Anpassung an den
Klimawandel wird darauf Bezug genommen, inwieweit die Niederlande in ihren aktualisierten NEKP
Anpassungsziele aufgenommen haben, um Klimarisiken Rechnung zu tragen, die die Niederlande daran hindern
konnten, die Ziele und Vorgaben der Energieunion zu erreichen. Ohne die Planung und Umsetzung von
spezifischen Anpassungspolitiken und -mafnahmen ist das Erreichen der Ziele in den Dimensionen der
Energieunion gefihrdet. Bei sich dndernden klimatischen Bedingungen erfordert die Wasserbewirtschaftung
besondere Aufmerksamkeit, da sich Uberschwemmungen, Hitze und Diirre auf die Energieerzeugung auswirken
und das Risiko von Stérungen der Stromversorgung bergen.

Die Empfehlungen der Kommission in Bezug auf die Ambitionen der Niederlande im Bereich der erneuerbaren
Energie beruhen auf der Formel in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1999, die sich auf objektive Kriterien
griindet, sowie auf den wichtigsten Politiken und Maflnahmen, die im Entwurf des aktualisierten nationalen Energie-
und Klimaplans der Niederlande fehlen, jedoch ermoglichen sollen, dass der nationale Beitrag der Niederlande zum
verbindlichen Ziel der Union fiir den Anteil erneuerbarer Energie von mindestens 42,5 % im Jahr 2030 gemif der
Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates (") zur Forderung der Nutzung von Energie
aus erneuerbaren Quellen rechtzeitig und kosteneffizient erreicht werden kann, wobei sich die Mitgliedstaaten
gemeinsam darum bemithen missen, diesen Anteil auf 45 % zu erhohen. Die Empfehlungen der Kommission

Verordnung (EU) 2018842 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler
Jahresziele fir die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmafinahmen
zwecks Erfiillung der Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen von Paris sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013
(ABL L 156 vom 19.6.2018, S. 26) in der durch die Verordnung (EU) 2023/857 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
19. April 2023 zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/842 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele fiir die Reduzierung
der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmafinahmen zwecks Erfillung der
Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen von Paris sowie zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (ABL L 111 vom
26.4.2023, S. 1) gednderten Fassung.

Richtlinie 2003/87/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABlL. L 275 vom
25.10.2003, S. 32).

Verordnung (EU) 2018/841 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 iiber die Einbeziehung der Emissionen und
des Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung, Landnutzungsinderungen und Forstwirtschaft in den Rahmen fiir die Klima- und
Energiepolitik bis 2030 und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 und des Beschlusses Nr. 529/2013/EU (ABL. L 156
vom 19.6.20138, S. 1) in der durch die Verordnung (EU) 2023/839 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. April 2023
zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/841 hinsichtlich des Geltungsbereichs, der Vereinfachung der Berichterstattungs- und
Compliance-Vorschriften und der Festlegung der Zielvorgaben der Mitgliedstaaten fiir 2030 sowie zur Anderung der Verordnung
(EU) 2018/1999 hinsichtlich der Verbesserung der Uberwachung, der Berichterstattung, der Verfolgung der Fortschritte und der
Uberpriifung (ABL L 107 vom 21.4.2023, S. 1) gednderten Fassung.

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABL L 328 vom 21.12.2018, S. 82) in der durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Anderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999
und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Forderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Authebung der Richtlinie
(EU) 2015/652 des Rates (ABI. L, 20232413, 31.10.2023, ELL: http://data.europa.eu/eli/dir/2023/2413/oj) gednderten Fassung.
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(11)

(12)

(14)

stiitzen sich auch auf den Beitrag der Niederlande zu den spezifischen Zielen der Artikel 15a, 22a, 23, 24 und 25 der
genannten Richtlinie und die damit verbundenen Politiken und Maffnahmen zu ihrer raschen Umsetzung und
Anwendung. Die Empfehlungen spiegeln die Bedeutung der Entwicklung einer umfassenden langfristigen Planung
fir die Nutzung erneuerbarer Energie, insbesondere von Windenergie, wider, wodurch die Sichtbarkeit der
europdischen Hersteller und Netzbetreiber im Einklang mit dem europiischen Windkraftpaket erhoht werden

soll ().

Die Empfehlungen der Kommission in Bezug auf den nationalen Beitrag zur Energieeffizienz griinden sich auf
Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europdischen Parlaments und des Rates ('?) zur Energieeffizienz und
auf die Formel in Anhang I der genannten Richtlinie sowie auf die entsprechenden Politiken und Mafnahmen zu
deren Umsetzung.

Um die Abhingigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russland rasch zu beenden, wird in den Empfehlungen der
Kommission den im REPowerEU-Plan aufgefithrten Vorgaben, Zielen und Beitrigen sowie den damit
zusammenhingenden Politiken und Mafnahmen zur Umsetzung des Plans besondere Aufmerksamkeit gewidmet.
Dabei wird den Erkenntnissen Rechnung getragen, die bei der Umsetzung des Pakets ,Gaseinsparungen fiir einen
sicheren Winter* gewonnen wurden (). In den Empfehlungen kommt zum Ausdruck, dass das Energiesystem in
Anbetracht der Verpflichtungen aus der Verordnung (EU) 2019/941 des Europdischen Parlaments und des Rates (*4)
tiber die Risikovorsorge im Elektrizitdtssektor und der Verordnung (EU) 20171938 des Europdischen Parlaments
und des Rates (%) iiber die sichere Gasversorgung sowie im Einklang mit der Empfehlung der Kommission zur
Energiespeicherung (*) resilienter werden muss.

In den Empfehlungen der Kommission wird beriicksichtigt, dass die Integration des Energiebinnenmarkts
beschleunigt werden muss, um die Rolle der Flexibilitat zu stirken und die Verbraucher zu stirken und zu schiitzen.
In den Empfehlungen der Kommission wird auflerdem darauf hingewiesen, welche Bedeutung der Ermittlung der
Anzahl der von Energiearmut betroffenen Haushalte im Einklang mit den Anforderungen des Artikels 3 der
Verordnung (EU) 2018/1999 und der Empfehlung (EU) 2023/2407 der Kommission zukommt (V7).

Die Empfehlungen der Kommission machen deutlich, wie wichtig es ist, ausreichende Investitionen in Forschung und
Innovation im Bereich saubere Energie zu gewihrleisten, um die Entwicklungs- und Herstellungskapazititen in
diesem Bereich zu steigern, einschlieflich geeigneter Politiken und Mafinahmen fiir energieintensive
Wirtschaftszweige und andere Unternehmen, und zeigen, dass Arbeitskrifte fiir eine klimaneutrale Industrie
weitergebildet werden miissen, damit sich innerhalb der Union eine starke, wettbewerbsfihige und saubere
Wirtschaft etabliert.

Die Empfehlungen der Kommission stiitzen sich auf die im Rahmen des Ubereinkommens von Paris eingegangenen
Verpflichtungen zum schrittweisen Ausstieg aus der Nutzung fossiler Brennstoffe sowie auf die Bedeutung des
schrittweisen Abbaus von Subventionen fiir fossile Brennstoffe.

Die Empfehlungen der Kommission zum Investitionsbedarf erfolgen nach der durch die Kommission durchgefithrten
Bewertung, ob der Entwurf des aktualisierten Plans der Niederlande einen allgemeinen Uberblick iiber den
Investitionsbedarf zum Erreichen der Ziele, Vorgaben und Beitrdge fur alle Dimensionen der Energieunion enthilt,
ob in ihm die Finanzierungsquellen — unterschieden nach privaten und 6ffentlichen Quellen — aufgefiihrt sind, ob
die aufgefithrten Investitionen mit dem niederldndischen Aufbau- und Resilienzplan, dem territorialen Plan der
Niederlande fiir einen gerechten Ubergang und den linderspezifischen Empfehlungen 2022-2023 im Rahmen des
Europiischen Semesters im Einklang stehen, und ob eine solide makrookonomische Bewertung der geplanten
Politiken und Mafnahmen enthalten ist. Mit dem NEKP sollte die Transparenz und Vorhersagbarkeit der nationalen
Politiken und Mafnahmen gewihrleistet und dadurch die Investitionssicherheit unterstiitzt werden.

Mitteilung ,Europdischer Aktionsplan fir Windkraft* (COM(2023) 669 final vom 24.10.2023) und Mitteilung ,Verwirklichung der
Ziele der EU fiir erneuerbare Offshore-Energie* (COM(2023) 668 final).

Richtlinie (EU) 20231791 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffizienz und zur
Anderung der Verordnung (EU) 2023/955 (ABL. L 231 vom 20.9.2023, S. 1).

Mitteilung der Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den
Ausschuss der Regionen ,Gaseinsparungen fiir einen sicheren Winter* (COM(2022) 360 final).

Verordnung (EU) 2019/941 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 iiber die Risikovorsorge im Elektrizi-
titssektor und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/89/EG (ABL. L 158 vom 14.6.2019, S. 1).

Verordnung (EU) 2017/1938 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 iiber Mafnahmen zur
Gewihrleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABL L 280 vom 28.10.2017,
5.1).

Empfehlung der Kommission vom 14. Midrz 2023 ,Energiespeicherung — Eckpfeiler einer dekarbonisierten und sicheren
Energiewirtschaft in der EU“ (ABL. C 103 vom 20.3.2023, S. 1).

Empfehlung (EU) 2023/2407 der Kommission vom 20. Oktober 2023 zu Energiearmut (ABL. L, 2023/2407, 23.10.2023, ELL http://
data.europa.eu/eli/reco/2023/2407oj).
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EMP;

Die Empfehlungen der Kommission spiegeln die entscheidende Bedeutung einer breit angelegten regionalen
Konsultation und der Gewihrleistung einer frithzeitigen und inklusiven Konsultation zum Plan wider, einschlieflich
einer wirksamen Beteiligung der Offentlichkeit mit ausreichenden Informationen und einem ausreichenden
Zeitrahmen im Einklang mit dem Ubereinkommen von Aarhus ().

In den Empfehlungen der Kommission zum gerechten Ubergang wird darauf Bezug genommen, ob der Plan der
Niederlande laut Bewertung die relevanten sozialen, beschiftigungspolitischen und kompetenzbezogenen
Auswirkungen der Klima- und Energiewende hinreichend detailliert darlegt, angemessene flankierende Politiken
und Mafnahmen zur Férderung eines gerechten Ubergangs skizziert und gleichzeitig zur Forderung sowohl der
Menschenrechte als auch der Gleichstellung der Geschlechter beitragt.

Die an die Niederlande gerichteten Empfehlungen der Kommission stiitzen sich auf die Bewertung des Entwurfs des
aktualisierten NEKP (**), die zusammen mit dieser Empfehlung veroffentlicht wird.

Die Niederlande sollten die vorliegenden Empfehlungen bei der Ausarbeitung ihres endgiiltigen aktualisierten integrierten
nationalen Energie- und Klimaplans, der bis zum 30. Juni 2024 vorzulegen ist, gebiihrend beriicksichtigen.

Empfehlungen zur Vereinbarkeit mit dem Unionsziel der Klimaneutralitit und mit der Sicherstellung von Fortschritten bei der Anpassung

Gemdfl der Verordnung (EU) 20211119 (im Folgenden ,Europiisches Klimagesetz®) muss die Kommission die
Vereinbarkeit der nationalen Maffnahmen mit dem Ziel der Klimaneutralitdt und mit der Sicherstellung von Fortschritten
bei der Anpassung bewerten. Die Kommission hat die Vereinbarkeit der niederldndischen Mafsnahmen mit diesen Zielen
bewertet (). Die nachfolgenden Empfehlungen stiitzen sich auf diese Bewertung. Die Niederlande sollten die vorliegenden
Empfehlungen gebithrend beriicksichtigen und ihnen im Einklang mit dem Europdischen Klimagesetz nachkommen.

Ein entscheidender Schritt hinsichtlich ehrgeizigerer Mafinahmen zur Anpassung sollte die Vollendung eines

angemessenen Rechtsrahmens fiir die nationale Klimapolitik sein, mit dem verbindliche, regelmifig aktualisierte
Anpassungsziele festgelegt werden, die die Messung des Gesamtfortschritts bei der Stiarkung der Resilienz ermdglichen —

FIEHLT, DASS DIE NIEDERLANDE MAGBNAHMEN ERGREIFEN, UM

HINSICHTLICH DES ENTWURFS DES AKTUALISIERTEN NATIONALEN ENERGIE- UND KLIMAPLANS
GEMA3 DER VERORDNUNG (EU) 2018/1999

kosteneffiziente zusitzliche Politiken und Mafinahmen festzulegen, insbesondere in der Landwirtschaft und fiir
Nicht-CO,-Emissionen, u. a. fir Methan, N,O und F-Gase aus industriellen Prozessen und Produktverwendung,
Landwirtschaft und Abfallwirtschaft, damit zur Verwirklichung des nationalen Treibhausgasziels von -48 % bis 2030
gegeniiber dem Stand von 2005 im Rahmen der Lastenteilungsverordnung die projizierte Liicke von 9,3
Prozentpunkten geschlossen werden kann; aktualisierte Projektionen vorzulegen, aus denen hervorgeht, wie das Ziel
mit den bestehenden und geplanten Politiken erreicht werden kann, und gegebenenfalls anzugeben, wie die im
Rahmen der Lastenteilungsverordnung zur Verfiigung stehenden Flexibilititsmoglichkeiten genutzt werden, um die
Einhaltung der Vorschriften zu gewihrleisten; die Informationen tiber die Politiken und Mafnahmen zu erginzen und
deren Anwendungsbereich, Zeitplan und, soweit moglich, die erwarteten Auswirkungen auf die Verringerung der
Treibhausgasemissionen klar darzulegen, insbesondere fiir Mafnahmen im Rahmen von Finanzierungsprogrammen
der Union, z. B. innerhalb der Gemeinsamen Agrarpolitik;

die Quellen der CO,-Emissionen zu ermitteln, die abgeschieden werden sollen; die gesamten CO,-Speicherkapazititen
zu ermitteln;

zusitzliche Einzelheiten zu den geplanten Mafnahmen vorzulegen und deren erwartete Auswirkungen in Bezug auf
den Abbau oder die Emissionen aus dem LULUCF-Sektor zu quantifizieren; deutliche Informationen dariiber
bereitzustellen, wie 6ffentliche Mittel (sowohl Unionsmittel, u. a. im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik, als auch
staatliche Beihilfen) und private Finanzierungen im Rahmen von Programmen fiir eine klimaeffiziente Landwirtschaft
konsequent und wirksam genutzt werden, um das nationale Nettoabbauziel zu erreichen; im Einklang mit Anhang V
Teil 3 der Verordnung (EU) 2018/1999 Angaben zum Stand und zu den zu erzielenden Fortschritten bei der
Gewihrleistung von Verbesserungen zum Erreichen hoherer Stufen (Tiers)/geografisch expliziter Datensitze fur die
Uberwachung, Berichterstattung und Uberpriifung zu machen;

Ubereinkommen iiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu
Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998 (Ubereinkommen von Aarhus).

SWD(2023) 921.

EU-Fortschrittsbericht iiber den Klimaschutz 2023 (COM(2023) 653 final) und Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen iiber
die Bewertung der Fortschritte bei der Anpassung an den Klimawandel in den einzelnen Mitgliedstaaten gemifl dem Europdischen
Klimagesetz (SWD(2023) 932).

ELL http://data.europa.eu/elijreco/2024/616/oj



ABL L vom 7.3.2024

DE

10.

zusitzliche Analysen der einschldgigen Klimaanfalligkeiten und -risiken im Zusammenhang mit der Verwirklichung
der nationalen Ziele, Vorgaben und Beitrdge sowie der Politiken und Maffnahmen in den verschiedenen Dimensionen
der Energieunion vorzulegen; den Zusammenhang mit den spezifischen Zielen und Politiken der Energieunion, die
mit den Anpassungspolitiken und -mafinahmen unterstiitzt werden sollten, besser darzulegen und zu quantifizieren;
hinreichend detailliert zusitzliche Anpassungspolitiken und -mafinahmen darzulegen, mit denen die Verwirklichung
der nationalen Ziele, Vorgaben und Beitrige der Niederlande im Rahmen der Energieunion unterstiitzt werden konnen;

als Beitrag zum verbindlichen Ziel der Union fiir erneuerbare Energie fiir 2030 gemafd Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie
(EU) 2018/2001 in der gednderten Fassung und im Einklang mit der Formel in Anhang II der Verordnung
(EU) 20181999 das Ziel fiir den Anteil erneuerbarer Energiequellen deutlich auf mindestens 39 % anzuheben; einen
indikativen Zielpfad aufzunehmen, auf dem die Referenzwerte fiir 2025 und 2027 gemifl Artikel 4 Buchstabe a
Nummer 2 der Verordnung (EU) 2018/1999 erreicht werden; sicherzustellen, dass ausreichende Mafinahmen
ergriffen werden, um die Liicke in Bezug auf den Ausgangswert fiir erneuerbare Energien von 2021 zu schlieSen, der
gemdf Artikel 32 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2018/1999 nicht geringer sein darf als das verbindliche nationale
Gesamtziel fiir den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen im Jahr 2020;

geschitzte Zielpfade und einen langfristigen Plan fiir den Einsatz von Technologien im Bereich erneuerbare Energie in
den nichsten zehn Jahren mit einem Ausblick auf 2040 vorzulegen; im Einklang mit der geinderten Richtlinie
(EU) 2018/2001 ein indikatives Ziel fiir innovative Technologien im Bereich erneuerbare Energie bis 2030
aufzunehmen; spezifische Ziele aufzunehmen, um zu den indikativen Teilzielen in den Bereichen Gebdude und
Industrie fur 2030 beizutragen; zu bestitigen, dass die im Plan enthaltenen Projektionen zum verbindlichen Teilziel
fur erneuerbare Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs (RENBOs) in der Industrie fiir 2030 beitragen. die
verbindlichen Ziele fiirr die Warme- und Kalteversorgung sowohl fiir den Zeitraum 2021-2025 als auch fiir den
Zeitraum 2026-2030 zu bestdtigen und ein indikatives Ziel zum Erreichen der Aufstockungen gemaff Anhang IA der
Richtlinie (EU) 2018/2001 aufzunehmen; anzugeben, welches Ziel die Niederlande im Verkehrssektor mit der
Verpflichtung fiir Kraftstoffanbieter anstreben, unter anderem mittels eines Teilziels fiir fortschrittliche Biokraftstoffe
und RFNBOs, um sicherzustellen, dass die fiir 2030 vorgesehene Mindestmenge an RENBOs eingehalten wird;

detaillierte und quantifizierte Politiken und Mafnahmen so aufzunehmen, dass ihr nationaler Beitrag zum verbindlichen
Ziel der EU fir den Anteil erneuerbarer Energie von mindestens 42,5 % im Jahr 2030 rechtzeitig und kosteneffizient
erreicht werden kann, wobei sich die Mitgliedstaaten gemeinsam darum bemiihen miissen, dieses Ziel auf 45 % zu
erhohen; insbesondere zu beschreiben, wie sie die Genehmigungsverfahren beschleunigen wollen, insbesondere bei
anderen Technologien als Offshore-Windenergie; genaue Angaben zu den Technologien im Bereich erneuerbare Energie
zu machen, fir die ,Beschleunigungsgebiete fiir erneuerbare Energie“ mit schnelleren und einfacheren Verfahren
ausgewiesen werden sollen; zu beschreiben, wie die Verpflichtung fiir Kraftstoffanbieter im Verkehrssektor gestaltet
werden soll und welche vergleichbaren Mafnahmen zur Forderung von Wasserstoff in der Industrie vorgesehen sind;

Projektionen zur Bioenergienachfrage und zum Bioenergieangebot nach Sektoren in den Plan aufzunehmen und Daten
zu den Einfuhren und der Quelle der fir die Energieerzeugung verwendeten forstwirtschaftlichen Biomasse
bereitzustellen; eine Bewertung des inldndischen Angebots an forstwirtschaftlicher Biomasse fiir energetische Zwecke
im Zeitraum 2021-2030 im Einklang mit den in Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der gednderten Fassung
festgelegten verschirften Nachhaltigkeitskriterien sowie eine Bewertung der Vereinbarkeit der geplanten Nutzung
forstwirtschaftlicher Biomasse zur Energieerzeugung mit den Verpflichtungen der Niederlande im Rahmen der
tiberarbeiteten LULUCF-Verordnung, insbesondere fiir den Zeitraum 2026-2030, zusammen mit nationalen Politiken
und Maffnahmen zur Gewihrleistung dieser Vereinbarkeit in den Plan aufzunehmen; angesichts des vorhandenen
Potenzials und der bereits bestehenden Erzeugungskapazititen fiir nachhaltiges Biogas/Biomethan, des Erdgasver-
brauchsprofils und der bestehenden Infrastruktur, der Verwendung von Girriickstdnden und der Anwendungen von
biogenem CO, in den Niederlanden weitere Malnahmen zur Forderung der nachhaltigen Erzeugung von Biomethan
in den Plan aufzunehmen;

soweit moglich einen voraussichtlichen Zeitplan fiur die Schritte zur Annahme legislativer und nichtlegislativer
Politiken und Mafnahmen zur Umsetzung und Durchfithrung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 in
der gednderten Fassung vorzulegen, insbesondere fiir die unter den vorstehenden Nummern genannten Mafnahmen;

einen nationalen Energieeffizienzbeitrag im Hinblick auf den Endenergieverbrauch zum verbindlichen Ziel der EU fuir
den Endenergieverbrauch fiir 2030 aufzunehmen, der mit Artikel 4 und Anhang I der Richtlinie (EU) 20231791 im
Einklang steht oder dem berichtigten indikativen nationalen Beitrag entspricht, den die Kommission jedem
Mitgliedstaat bis zum 1. Mirz 2024 gemil Artikel 4 Absatz 5 der genannten Richtlinie iibermitteln wird;
aufgeschliisselt nach Sektoren die Hohe der Verringerung des Energieverbrauchs anzugeben, die von allen 6ffentlichen
Einrichtungen zu erzielen ist, Angaben zur Gesamtfliche beheizter undjoder gekithlter Gebdude im Eigentum
offentlicher Einrichtungen, die jahrlich renoviert werden sollen, oder zu den entsprechenden jihrlich zu erzielenden
Energieeinsparungen zu machen und die im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2030 zu erzielenden
kumulierten Energieeinsparungen anzugeben sowie zu erldutern, wie die jahrliche Einsparungsrate und die
Berechnungsgrundlage festgelegt wurden;
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vollstandige Politiken und Mafinahmen zum Erreichen der nationalen Beitrige zur Energieeffizienz und insbesondere
Energieeinsparmaffnahmen darzulegen, mit denen sichergestellt werden soll, dass die bis 2030 zu erzielenden
kumulierten Endenergieeinsparungen erreicht werden, sowie Mafinahmen zur Forderung von Energieaudits und
Energiemanagementsystemen festzulegen; solide Finanzierungsprogramme und Forderregelungen fiir Energieeffizienz
festzulegen, mit denen private Investitionen und zusitzliche Kofinanzierungen mobilisiert werden kénnen;

Zwischenziele fiir Energieeinsparungen fiir den Gebdudebestand in den Plan aufzunehmen und genaue Angaben dazu
zu machen, wie sich die einzelnen neuen Manahmen in Form von Energieeinsparungen auswirken;

eingehender zu erldutern, wie die Niederlande die Dimension ,Sicherheit der Energieversorgung® erheblich stirken
werden, insbesondere durch Festlegung klarer Ziele fiir die Diversifizierung der Energiequellen, die Verringerung der
Energieversorgung aus fossilen Brennstoffen aus Russland und die weitere Forderung der Senkung der Gasnachfrage;
detaillierte Politiken und Mafnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele bis 2030 aufzunehmen; die Resilienz und
Flexibilitdt des Energiesystems zu stdrken, insbesondere durch Festlegung eines Ziels fir den Ausbau der
Energiespeicherung und durch Vorschlige fiir Politiken und Maffnahmen zur Beriicksichtigung des Erfordernisses der
Anpassung an den Klimawandel im Energiesystem; eine klare Strategie fiir die Nutzung vorhandener Anlagen des
Kernbrennstoftkreislaufs in den Niederlanden, insbesondere fiir die Isotopenanreicherung, festzulegen; geeignete
Mafnahmen zur Diversifizierung und langfristigen Versorgung mit Kernmaterial, Kernbrennstoff, Ersatzteilen und
Dienstleistungen sowie zur langfristigen Entsorgung nuklearer Abfille festzulegen, insbesondere angesichts der Pline
fur den Bau neuer Kernkraftwerke; die Vereinbarkeit ihrer Gasinfrastruktur mit den Dekarbonisierungszielen weiter
zu priifen; die Angemessenheit der Erdolinfrastruktur (Raffinerie, Erdolvorrite) angesichts des erwarteten Riickgangs
der Olnachfrage und des Ubergangs zu CO,-armen Alternativen zu bewerten;

vor dem Hintergrund einer Bewertung des Flexibilititsbedarfs klare Ziele und Vorgaben insbesondere fiir die
Laststeuerung vorzulegen, um die Flexibilitit des Energiesystems zu verbessern, und spezifische Mafnahmen zu
beschreiben, mit denen die Integration des Energiesystems im Einklang mit Artikel 20a der Richtlinie (EU) 2018/2001
in der gednderten Fassung unterstiitzt werden kann; die Position der Verbraucher auf dem Endkundenmarkt weiter zu
starken;

unter Beriicksichtigung der Empfehlung (EU) 2023/2407 das Konzept fiir die Bekdmpfung der Energiearmut
weiterzuentwickeln, indem ein spezifisches messbares Ziel zur Verringerung der Energiearmut gemaf$ der Verordnung
(EU) 2018/1999 aufgenommen wird; das Konzept durch Aufnahme zusitzlicher Einzelheiten zu bestehenden und
potenziellen Maflnahmen und Finanzmitteln zur Bekdmpfung der Energiearmut sowie zu den zweckgebundenen
Finanzmitteln sowohl aus Sicht der Sozialpolitik (Erschwinglichkeit) als auch der strukturellen Energiemaflnahmen zu
ergdnzen; zu erldutern, wie die Nutzung von Energieeffizienzmaflnahmen im Rahmen des Energieeftizienzverpflich-
tungssystems zur Verringerung der Energiearmut gemif$ der Verordnung (EU) 2018/1999 erfolgen soll;

die nationalen Ziele in den Bereichen Forschung, Innovation und Wettbewerbsfahigkeit im Hinblick auf den Einsatz
sauberer Technologien weiter zu prézisieren und einen Pfad fur 2030 und 2050 festzulegen, um die
Dekarbonisierung der Industrie zu unterstiitzen und den Ubergang der Unternehmen zu einer klimaneutralen
Kreislaufwirtschaft zu fordern; Politiken und Mafnahmen zur Forderung der Entwicklung von Projekten im Bereich
Klimaneutralitdt vorzulegen, einschlieflich solcher, die fiir energieintensive Industrien relevant sind; einen
berechenbaren und vereinfachten Rechtsrahmen fiir Genehmigungsverfahren zu beschreiben und darzulegen, wie der
Zugang zu nationalen Finanzmitteln erforderlichenfalls vereinfacht wird; detaillierte Politiken und Mafnahmen
vorzulegen, um das Energiesystem zu digitalisieren, die Kompetenzen im Bereich saubere Energie zu entwickeln und
den offenen Handel fiir widerstandsfahige und nachhaltige Lieferketten wichtiger Komponenten und Ausriistung im
Bereich Klimaneutralitit zu erleichtern;

die Reformen und Mafnahmen zur Mobilisierung privater Investitionen, die zur Verwirklichung der energie- und
klimapolitischen Vorgaben erforderlich sind, aufzufiihren; einen umfassenden und kohérenten Uberblick iiber den
Bedarf an offentlichen und privaten Investitionen in aggregierter Form und nach Sektoren aufgeschliisselt vorzulegen;
den gesamtwirtschaftlichen Top-down-Ansatz durch eine projektspezifische Bottom-up-Bewertung entlang der fiinf
Dimensionen der Energieunion zu ergdnzen; eine Aufschliisselung des Gesamtinvestitionsbedarfs mit zusitzlichen
Informationen iiber die Finanzierungsquellen auf nationaler, regionaler und Unionsebene sowie iiber zu
mobilisierende private Finanzquellen aufzunehmen; eine kurze Beschreibung der Art der finanziellen Unterstiitzungs-
regelung, die fiir die Umsetzung der aus dem offentlichen Haushalt finanzierten Politiken und Mafinahmen gewihlt
wurde, und der Verwendung gemischter Finanzierungsinstrumente, bei denen Finanzhilfen, Darlehen, technische Hilfe
und offentliche Garantien zum Einsatz kommen, in den Plan aufzunehmen, einschlieflich der Rolle der nationalen
Forderbanken in den jeweiligen Regelungen und/oder der Art und Weise, wie private Finanzierungen mobilisiert
werden; die kostenwirksame Ubertragung von Zertifikaten auf andere Mitgliedstaaten gemdf der Lastenteilungs-
verordnung als Finanzierungsquelle zu priifen; eine solide Bewertung der makrookonomischen Auswirkungen der
geplanten Politiken und Mafinahmen vorzulegen;
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darzulegen, wie die im aktualisierten Plan enthaltenen Politiken und Manahmen mit dem nationalen Aufbau- und
Resilienzplan der Niederlande, einschlieflich des REPowerEU-Kapitels, im Einklang stehen;

genauer zu erldutern, wie und bis wann die Niederlande beabsichtigen, die Subventionen fiir fossile Brennstoffe
schrittweise abzubauen;

genaue Informationen zu den sozialen, beschiftigungspolitischen und kompetenzbezogenen Folgen oder anderen
Verteilungseffekten der Klima- und Energiewende sowie zu den geplanten Zielen, Politiken und Maffnahmen zur
Unterstiitzung eines gerechten Ubergangs bereitzustellen; unter Beriicksichtigung der Empfehlung des Rates zur
Sicherstellung eines gerechten Ubergangs zur Klimaneutralitit (*') die Form der Unterstiitzung, die Auswirkungen der
Initiativen, die Zielgruppen und die vorgesehenen Ressourcen festzulegen; soweit moglich, mehr Elemente
aufzunehmen, um eine angemessene analytische Grundlage fiir die Ausarbeitung eines kiinftigen Klima-Sozialplans
gemif$ der Verordnung (EU) 2023/955 des Europiischen Parlaments und des Rates () zu schaffen, einschlieflich
Angaben dazu, wie die Herausforderungen und sozialen Auswirkungen des Emissionshandelssystems fur die
Verbrennung von Brennstoffen in Gebduden, im Strafenverkehr und in weiteren Sektoren fiir bzw. auf die am
stirksten gefihrdeten Gruppen bewertet werden konnen, sowie um potenzielle Begiinstigte zu ermitteln und einen
einschldgigen politischen Rahmen festzulegen; zu erldutern, wie der im NEKP festgelegte politische Rahmen zur
Ausarbeitung des niederlindischen Klima-Sozialplans beitragen wird und wie die Kohirenz zwischen beiden Plinen
sichergestellt wird;

eine inklusiven Beteiligung der Offentlichkeit innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens und eine breite Beteiligung
der lokalen Behorden und der Zivilgesellschaft an der Ausarbeitung des Plans zu gewihrleisten; einen klaren
Uberblick dariiber zu geben, wie der Konsultationsprozess eine breite Beteiligung aller einschligigen Behorden,
Biirgerinnen und Biirger sowie Interessentriger, einschlieflich der Sozialpartner, an der Ausarbeitung des Entwurfs
und des endgiiltigen aktualisierten Plans ermoglichen wird; eine Zusammenfassung der von den verschiedenen
Akteuren gedufSerten Ansichten und eine Zusammenfassung der Art und Weise, wie die wihrend der Konsultationen
geduflerten Standpunkte im Plan beriicksichtigt wurden, bereitzustellen;

die bereits gute regionale Zusammenarbeit mit Nachbarlindern auszuweiten und dazu insbesondere zu beschreiben,
wie die Niederlande beabsichtigen, im Einklang mit Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der geinderten
Fassung bis 2025 eine Rahmenregelung iiber die Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten festzulegen; die
Bemithungen um die Unterzeichnung der vier noch erforderlichen bilateralen Solidarititsvereinbarungen fiir eine
sichere Gasversorgung mit ihren Nachbarn (Irland, Belgien und Deutschland) fortzusetzen;

HINSICHTLICH DER VEREINBARKEIT DER NATIONALEN MABNAHMEN MIT DEM ZIEL DER
KLIMANEUTRALITAT UND MIT DER SICHERSTELLUNG VON FORTSCHRITTEN BEI DER ANPASSUNG
GEMA 3 DER VERORDNUNG (EU) 2021/1119

1.

einen geeigneten Rechtsrahmen fiir die Politik und die Mafinahmen zur Anpassung an den Klimawandel zu schaffen.

Briissel, den 18. Dezember 2023

*
*)

Fiir die Kommission
Kadri SIMSON
Mitglied der Kommission

Empfehlung des Rates vom 16. Juni 2022 zur Sicherstellung eines gerechten Ubergangs zur Klimaneutralitit (ABL. C 243 vom
27.6.2022, S. 35).

Verordnung (EU) 2023/955 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-Sozialfonds
und zur Anderung der Verordnung (EU) 2021/1060 (ABI. L 130 vom 16.5.2023, S. 1).

ELL http://data.europa.eu/elijreco/2024/616/oj



	Empfehlung (EU) 2024/616 der Kommission vom 18. Dezember 2023 zum Entwurf des aktualisierten integrierten nationalen Energie- und Klimaplans der Niederlande für den Zeitraum 2021-2030 und zur Vereinbarkeit der Maßnahmen der Niederlande mit dem Unionsziel der Klimaneutralität und mit der Sicherstellung von Fortschritten bei der Anpassung (Nur der niederländische Text ist verbindlich) 

